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Verfassungsprozess 
neu beleben 

Für eine „Wiederbelebung des Verfassungspro- 
zesses" hat sich der Präsident der Europäischen 
Kommission, Jose Manuel Barroso, bei einem 
Treffen mit den Mitgliedern der CDU/CSU-Gruppe 
im Europäischen Parlament in Straßburg ausge- 
sprochen. 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe, Hart- 
mut Nassauer, begrüßte diese Position und for- 
derte den Kommissionspräsidenten dazu auf, 
die Arbeit der Kommission stärker auf das Ziel 
der Entbürokratisierung und Vereinfachung der 
Gesetzgebung zu konzentrieren. 
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NEUARTIGE  THERAPIEN 

PETER   LIESE: 

Patienten und Biotechnologie-Industrie 
einen Bärendienst erwiesen 

SOZIALLIBERALE MEHRHEIT LEHNT VORSCHLAG üBER 

NEUARTIGE THERAPIEN AB 

Peter Liese MdEP 

Eine Mehrheit vor al- 
lem aus Sozialde- 

mokraten und Libera- 
len hat im federführen- 
den Ausschuss für Um- 
welt und Gesundheit 
den Vorschlag des slo- 
wakischen Christdemo- 
kraten Miroslav Miko- 
läsik zu neuartigen The- 
rapien abgelehnt und 
damit eine große Ent- 
täuschung bei den Be- 
troffenen hervorgerufen. 

Der Mikoläsik-Bericht basiert auf 
einem Vorschlag der Europäischen 
Kommission zur besseren Unterstüt- 
zung und Kontrolle von Gentherapie 
und Zelltherapie. Dabei geht es zum 
Beispiel um die Behandlung von Ver- 
brennungsopfern durch bearbeitete 
Zellen aus dem Körper Erwachsener. 
Die in diesem Bereich tätigen Unter- 
nehmen klagen darüber, dass sie ihre 
Produkte nicht europaweit anbieten 
können, da in allen Ländern sehr 
komplizierte und unterschiedliche Zu- 
lassungsverfahren gelten. Nach dem 
Mikoläsik-Vorschlag sollten diese The- 
rapien in Zukunft europaweit zuge- 
lassen werden. Zuständig soll ein bei 
der Europäischen Arzneimittelagentur 
(EMEA) in London eigens dafür ein- 

gerichteter Experten- 
ausschuss sein. Der 
Berichterstatter schlug 
einige wichtige Ände- 
rungen an dem Kom- 
missionsvorschlag vor 
und erhielt dafür nicht 
nur die Unterstützung 
der gesamten EVP-ED- 

^•^ Fraktion, sondern auch 
^fl die Mehrheit im wichti- 
^ ^ gen Rechtsausschuss 

des EP. Er nahm bei der 
Formulierung seines Vor- 

schlags auch wichtige Anliegen der 
deutschen Industrie auf. Hier ging es 
besonders um verbesserte Bedingun- 
gen für den Mittelstand. 

Auf der anderen Seite war in dem 
Vorschlag aber auch eine Präzisie- 
rung der ethischen Grenzen vorgese- 
hen. Hier ging es um Dinge, die der 
neutrale Betrachter vielleicht als 
Selbstverständlichkeit ansieht, die 
aber trotzdem zu Kontroversen führ- 
ten. Der Bericht sah vor, die Her- 
stellung von Mischlebewesen aus 
Mensch und Tier zu verbieten, und er 
bekräftigte das in vielen europäi- 
schen Richtlinien und Verordnungen 
bereits festgeschriebene Verbot des 
Eingriffs in die menschliche Keim- 
bahn, d.h. das Verbot der gezielten 
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BETRIEBSRENTEN 

Veränderung des Erbguts zukünftiger 
Generationen. 

Diese Verbote waren für Sozial- 
demokraten und Liberale Anlass, den 
gesamten Vorschlag abzulehnen: „Ich 
bin sehr zufrieden mit der Abstim- 
mung. Es wurde deutlich gemacht, 
dass einzelne Lebensanschauungen 
nicht über das Schicksal und die 
Gesundheit von 450 Millionen Men- 
schen entscheiden dürfen." Dies er- 
klärte die zuständige Verhandlungs- 
führerin der sozialdemokratischen 
Fraktion. Die Position der Sozialdemo- 
kraten steht im deutlichen Wider- 
spruch zu der Meinung der betroffe- 
nen Unternehmen. Der Verband, der 
die meisten Unternehmen in diesem 
Bereich vertritt, äußerte sein Bedau- 
ern. „Der BPI ist enttäuscht über das 
negative Abstimmungsergebnis. Der 
Ausschuss hat mit seiner Entschei- 
dung sowohl den Patienten als auch 

der Industrie einen Bärendienst er- 
wiesen. Viele Patienten warten auf 
Therapien, die heute schon möglich 
und nicht in dem umstrittenen Be- 
reich angesiedelt sind." 

Aus der Abstimmung muss man 
meiner Meinung nach zwei Konse- 
quenzen ziehen. 1. Die Bedeutung 
der ethisch umstrittenen Anwendun- 
gen der Gen- und Biotechnologie für 
Wirtschaft und Patienten wird bei wei- 
tem überschätzt. Die meisten Anwen- 
dungen der Gen- und Biotechnologie 
sind aus ethischer Sicht unstrittig 
und sollten daher vorbehaltlos unter- 
stützt werden. 2. In ihrer Besessen- 
heit, auch begründete ethische Gren- 
zen niederzureißen, schrecken Sozial- 
demokraten und Liberale auch vor 
Rückschritten für Patienten nicht 
zurück. Dies zeigt, dass eine solche 
Position ideologisch und nicht an der 
Sache orientiert ist. 

THOMAS   MANN: 

Etappensieg zur Sicherung der 
deutschen Betriebsrenten 

DEUTSCHES  BETRIEBSRENTENSYSTEM  DARF  NICHT  DURCH 

EUROPäISCHE  EINHEITSREGELUNGEN  ZERSTöRT WERDEN 

Am 4. Oktober beschloss der 
Beschäftigungs- und Sozialaus- 

schuss des EP, die Abstimmung zum 
Bericht über die Portabilität von Be- 
triebsrenten um drei Monate auf Ja- 
nuar 2007 zu verschieben. Damit 
wurde auf die große Unzufriedenheit 
mit den vorgelegten Entwürfen rea- 

giert, die zu einer erheblichen Gefähr- 
dung des freiwilligen Betriebsrenten- 
systems in Deutschland geführt hät- 
ten. 

Damit haben wir einen wichtigen 
Etappensieg für mehr als 8,5 Millio- 
nen Arbeitnehmer und ihre Arbeitge- 
ber in  Deutschland errungen. Auch 
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BETRIEBSRENTEN 

Thomas Mann MdEP 

unsere holländischen 
Nachbarn sind höchst 
unzufrieden: Die Mit- 
glieder des Parlaments 
der Niederlande, pikan- 
terweise Heimat der 
Berichterstatterin, for- 
derten einstimmig das 
Veto ihrer Regierung im 
Rat. Die deutsche Bun- 
desregierung hat sich 
ebenso gegen die Plä- 
ne der EU-Kommission 
ausgesprochen. 

Mit meinen Änderungsanträgen 
setze ich mich für die Sicherung ei- 
nes bewährten Systems ein, das in 
Deutschland ein Volumen von 250 
Milliarden Euro hat und von den Sozi- 
alpartnern gemeinsam gewollt ist. 
Umstritten ist die Kürzung der Unver- 
fallbarkeit von fünf auf zwei Jahre. Sie 
hätte zur Folge, dass Unternehmen 
Beiträge zur Betriebsrente im Falle 
des Berufswechsels an den neuen Ar- 
beitgeber übertragen müssten, wenn 
der Beschäftigte nur zwei Jahre im Be- 
trieb gearbeitet hat. Der Bundesrat 
befürchtet Mehrkosten von 20 Pro- 
zent. Eurostat-Daten zeigen, dass Ar- 
beitnehmer in der EU im Schnitt 10,6 
Jahre in einem Unternehmen bleiben. 
Die geplante Verkürzung ist nur für 
„Job-Hopper" zwischen den Mitglied- 
staaten von Vorteil, die nicht einmal 
1,5 Prozent aller in der EU Beschäftig- 
ten ausmachen. 

Auch der Vorschlag, das Mindestal- 
ter für den Erwerb von Zusatzrenten- 
ansprüchen auf 21 Jahre herabzuset- 
zen, ist abzulehnen. In der Altersgrup- 
pe der unter 30-Jährigen ist der Anteil 
an Berufswechslern besonders hoch. 

Eine derartige Senkung 
wäre mit erheblichen 
Zusatzkosten für die 
Unternehmen verbun- 
den. 

Ein drittes Problem: 
Die EU-Kommission will, 
dass die Rentenansprü- 
che ausgeschiedener 
Arbeitnehmer künftig im 
gleichen Maße an die 
Inflationsrate oder das 
Lohnniveau angepasst 

werden wie die Ansprü- 
che der im Unternehmen verbleiben- 
den Mitarbeiter. Dieses würde den 
Grundgedanken, Betriebstreue zu be- 
lohnen und damit Personalbindung 
zu schaffen, über Bord werfen. Die 
Folge wären Mehrkosten von 30 Pro- 
zent, wie der Deutsche Bundesrat er- 
rechnete. Ausgeschiedene Mitarbei- 
ter können nicht die gleichen Vorzüge 
haben wie betriebstreue Arbeitneh- 
mer. 

Die Zeit wird jetzt für Einzelge- 
spräche mit den Europaabgeordneten 
in meinem Ausschuss genutzt, um 
sie mit unserem deutschen System 
vertraut zu machen. Vor allem Abge- 
ordnete aus den neuen Mitgliedstaa- 
ten kennen unsere Tradition nicht. 
Kein Wunder, dass sie nur vier der 
über zweihundert Änderungsanträge 
stellten. Das erfolgreiche und freiwil- 
lige deutsche Betriebsrenten-Zusatz- 
system darf nicht durch europäische 
Einheitsregelungen zerstört werden! 

Thomas Mann (CDU Hessen) ist 
stellv. Vorsitzender des Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegen- 
heiten des Europäischen Parlaments. 
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TIERSCHUTZ 

ELISABETH   JEGGLE: 

Überragende Mehrheit im Plenum für 
Aktionsplan Tierschutz 

EU-WEIT   EINHEITLICHES   M I N D E ST N I V E A U   BEIM   TIERSCHUTZ   GEFORDERT 

M Mit 565 zu 29 Stim- 
men bei 15 Enthal- 

tungen hat das Plenum 
des Europäischen Parla- 
ments den Bericht der 
CDU-Europaabgeordne- 
ten Elisabeth Jeggle zum 
Aktionsplan Tierschutz 
2006 bis 2009 angenom- 
men. Die Parlaments- 
berichterstatterin zeigte 
sich sehr zufrieden mit 
dem Ausgang der Abstim- 
mung. „Mit dem Tier- 
schutzaktionsplan sollen die bisher auf 
unterschiedliche Kommissionsdienst- 
stellen, Räte und Politikfelder verteilten 
Tierschutzaktivitäten der Gemeinschaft 
gebündelt und noch besser strukturiert 
werden. Diesem Ziel sind wir jetzt ein 
erhebliches Stück näher gekommen", 
erklärte Elisabeth Jeggle nach der Ple- 
narabstimmung in Brüssel. 

Es sei klar, dass es sich beim The- 
ma Tierschutz um ein emotionales und 
politisch äußerst sensibles Thema han- 
dele. „In der Europäischen Union muss 
ein einheitliches Mindestniveau beim 
Tierschutz entsprechend den spezifi- 
schen Bedürfnissen und Anforderun- 
gen der Tiere selbstverständlich sein. 
Allerdings sind wir auch der Auffas- 
sung, dass für alle legislativen Tier- 
schutzmaßnahmen eine exakte Folgen- 

Elisabeth Jeggle MdEP 

abschätzung erforder- 
lich ist. Es ist erfreu- 
lich, dass sich diese 
vom Agrarausschuss 
mitgetragene Auffas- 
sung jetzt auch im 
Plenum mehrheitlich 
durchgesetzt hat", so 
Elisabeth Jeggle weiter. 
So habe sich der Tier- 
schutz in der Europäi- 
schen Union in den 
vergangenen Jahren be- 

reits erheblich verbes- 
sert. Dies gelte auch und gerade für 
die Tierschutzbemühungen im wissen- 
schaftlichen Bereich. „Auf der Grund- 
lage weiterer Forschung unterstützten 
wir hier alle Bemühungen, Tierversuche 
noch stärker als bisher durch alterna- 
tive Verfahren zu ersetzen. Allerdings 
müssen dafür dann auch die entspre- 
chenden Mittel aus dem 7. Forschungs- 
rahmenprogramm konsequent zur Ver- 
fügung gestellt werden", forderte die 
CDU-Europaabgeordnete aus Baden- 
Württemberg. 

Die Berichterstatterin unterstrich 
ferner ihre Auffassung, dass wissen- 
schaftlich exakt fundierte Tierschutz- 
indikatoren die sicherste Grundlage 
zur Weiterentwicklung eines praktika- 
blen Tierschutzes darstellten: „Der von 
mir jetzt vorgelegte Grundlagenbericht 
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AGRARPOLITIK 

2006 bis 2010 beschreibt jedoch be- 
wusst keine spezifischen Einzelmaß- 
nahmen, sondern konzentriert sich auf 
die korrekte Anwendung und Durchset- 
zung der bereits bestehenden Tier- 
schutzbestimmungen einschließlich 
der Forderung nach einer positiven Tier- 
schutzkennzeichnung zur sachgerech- 
ten Verbraucherinformation". Elisabeth 
Jeggle forderte die EU-Kommission ab- 
schließend auf, Wettbewerbsverzerrun- 

gen und vorhandene Mängel etwa bei 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen zum 
Beispiel aus Brasilien, die in die Euro- 
päische Union eingeführt werden, klar 
und deutlich zu benennen. „Wettbe- 
werbsverzerrungen schaden der euro- 
päischen Landwirtschaft und den Ver- 
brauchern. Deshalb müssen sich die 
geforderten Tierschutzstandards auf 
europäischer Ebene positiv auf unsere 
Wettbewerbsfähigkeit auswirken". 

ALBERT  DER 

Keine Importabhängigkeit bei Lebensmitteln 
VERSORGUNG DER BEVöLKERUNG IN ERSTER LINIE AUS EUROPäISCHER 

PRODUKTION  DECKEN 

Investitionen in der Landwirtschaft 
zur Ernähungssicherung", so lau- 

tet das Motto des Welternährungsta- 
ges 2006. Für Albert Deß, agrarpoliti- 
scher Sprecher der CSU-Europagrup- 
pe, wird damit unterstrichen, welch 
wichtige Bedeutung den Bauern bei 
der Versorgung der Bevölkerung mit 
ihrem „täglich Brot" zukommt. 

Die Landwirtschaft hat die Aufgabe, 
langfristig die Versorgung mit hoch- 
wertigen Nahrungsmitteln zu sichern. 
Um Lebensmittel für die ständig zu- 
nehmende Weltbevölkerung bereit- 
stellen zu können, sind Investitionen 
in Land, Gebäude und Maschinen not- 
wendig. 

In Zeiten des Klimawandels ist es 
zunehmend auch in Staaten der ent- 
wickelten Welt nicht mehr selbstver- 
ständlich, dass im Inland eine ausrei- 
chende Lebensmittelversorgung gesi- 
chert ist. Australien etwa kämpft mit 

einer Dürre, die die Getreideversor- 
gung erheblich schrumpfen lässt. 
Beim Weizen wird eine Ernte von 10 
Millionen Tonnen erwartet, die sonst 
übliche Erntemenge liegt bei 25 Millio- 
nen Tonnen. Sollten die Prognosen 
eintreffen, ist mit einer Knappheit zu 
rechnen, wie sie in den letzten Jahren 
noch nicht da gewesen ist. 

Für Albert Deß macht dieses Bei- 
spiel deutlich, dass man die Versor- 
gung der Bevölkerung mit Nahrungs- 
mitteln in erster Linie aus europäi- 
scher Produktion decken muss. Die 
Europäische Union kann es sich mit 
bald 500 Millionen Menschen schlicht- 
weg nicht leisten, sich in die Abhängig- 
keit von Lebensmittelimporteuren zu 
begeben. Wenn die Lebensmittelpro- 
duktion nicht mehr vor Ort erfolgt und 
Drittländer wegen Engpässen nicht lie- 
fern, müssten letztendlich die Verbrau- 
cher eine bittere Zeche zahlen. 
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Aus   DER   EVP-ED-FRAKTION 

kurz & bündig 
AKTUELLES  AUS  DER   EVP-ED-FRAKTION 

Pöttering zum EP-Präsidentschafts- 
kandidaten nominiert 
Die CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 

schen Parlament hat den Vorsitzen- 
den der EVP-ED-Fraktion, Hans-Gert 
Pöttering (CDU) einstimmig zu ihrem 
Kandidaten für die Präsidentschaft 
des Europäischen Parlaments ab Ja- 
nuar 2007 nominiert. Die beiden Vor- 
sitzenden der CDU/CSU-Gruppe im 
Europäischen Parlament, Hartmut 
Nassauer (CDU) und Markus Ferber 
(CSU) sprachen dabei von einem 
„wichtigen Vertrauensbeweis". 

Die Amtszeit des derzeitigen Par- 
lamentspräsidenten Josep Borrell 
läuft turnusmäßig zum Jahresende 
2006 ab. Die Wahl des neuen Parlam- 
entspräsidenten ist für Januar 2007 
vorgesehen. Seine Amtszeit beträgt 
zweieinhalb Jahre und endet mit der 
nächsten Europawahl im Juni 2009. 
Hans-Gert Pöttering ist seit 1979 Mit- 
glied im Europäischen Parlament und 
vertritt dort die Regionen Osnabrück, 
Grafschaft Bentheim, Emsland und 
Ostfriesland. Er ist CDU-Kreisvorsit- 
zender im Landkreis Osnabrück und 
seit dem Jahre 1999 Vorsitzender der 
EVP-ED-Fraktion, die mit 264 Abgeord- 
neten die stärkste politische Gruppie- 
rung im Europäischen Parlament ist. 
Pöttering ist zudem Mitglied im Präsi- 
dium der Europäischen Volkspartei 
(EVP) sowie Mitglied im Präsidium 
und im Bundesvorstand der CDU 
Deutschlands. 

Rassistische Äußerungen verurteilt 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Frak- 

tion im Europäischen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering (CDU), hat die rassis- 
tischen Äußerungen eines bulgari- 
schen Beobachters im Europäischen 
Parlament scharf verurteilt. In einem 
Email an alle Europaabgeordneten be- 
schimpfte der fraktionslose Dimitar 
Stoyanov die EVP-ED-Abgeordnete Li- 
via Jaroka, nachdem diese für ihre 
Arbeit als Vertreterin der Roma-Min- 
derheit für eine Auszeichnung nomi- 
niert worden war. Pöttering forderte 
den Rückzug Stoyanovs aus dem Eu- 
ropäischen Parlament: „Wir rufen die 
zuständigen bulgarischen Stellen da- 
zu auf, alle Anstrengungen zu unter- 
nehmen, damit Herr Stoyanov aus 
dem Europäischen Parlament abberu- 
fen wird, da es für ihn keinen Platz 
gibt unter europäischen Politikern". 

Ehrendoktorwürde für Hans-Gert 
Pöttering 
Hans-Gert Pöttering, Vorsitzender 

der EVP-ED-Fraktion im Europäischen 
Parlament, hat die Ehrendoktorwürde 
der Babefl-Bolyai-Universität in Cluj- 
Napoca (Klausenburg/Kolozsvär) in 
Rumänien erhalten. Der Titel wurde 
vom Akademischen Rat der Univer- 
sität in Anerkennung des hervorragen- 
den Engagements von Hans-Gert Pöt- 
tering für die europäische Einigung 
und die institutionelle Entwicklung der 
Europäischen Union verliehen. 
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Türkei muss Reformprozess 
intensivieren 
Mit 429 Ja-Stimmen gegen 71 Nein- 

Stimmen hat das Europäische Parla- 
ment den Türkei-Bericht des EVP-ED- 
Berichterstatters Camiel Eurlings (Nie- 
derlande) angenommen - ein großer 
Erfolg für die EVP-ED-Fraktion. Der Be- 
richt bemängelt eine Verlangsamung 
der Reformprozesse in der Türkei und 
fordert das Land zu stärkeren Anstren- 
gungen auf. Die Verlangsamung des 
Reformprozesses zeige sich an „anhal- 
tenden Mängeln oder unzureichenden 
Fortschritten" insbesondere auf dem 
Gebiet der Meinungsfreiheit, der Religi- 
ons- und Minderheitenrechte, der Be- 
ziehungen zwischen Zivilgesellschaft 
und Militär, den Frauenrechten oder 
den kulturellen Rechten. Die Türkei 
wird deshalb „dringend aufgefordert, 
den Reformprozess zu stärken". Im 
Hinblick auf die Grundrechte und -frei- 
heiten seien in den letzten Jahren nur 
begrenzte Fortschritte zu vermelden. 
So gebe die Nichtachtung der Frauen- 
rechte in der Türkei weiterhin Anlass 
zu Besorgnis, und es seien weitere An- 
strengungen erforderlich, um die dis- 
kriminierenden Praktiken und die Ge- 
walt gegen Frauen zu beseitigen. Der 
Bericht verlangt zudem von der Türkei, 
ihre Zypernpolitik zu ändern. Bisher 
weigert sich die Türkei wie in dem Ab- 
kommen zur Zollunion vorgesehen, ih- 

re Häfen und Flughäfen für Schiffe und 
Flugzeuge auch aus Zypern zu öffnen. 
Darüber hinaus müsse sich die Türkei 
dem Völkermord an den Armeniern 
stellen und eine aktive Vergangen- 
heitsbewältigung betreiben. Der Be- 
richt macht zudem deutlich, dass die 
Aufnahme von Verhandlungen mit der 
Türkei um einen möglichen EU-Beitritt 
des Landes ein „Prozess mit offenem 
Ausgang" ist. 

Fremdsprachenunterricht an Schulen 
verbessern 
Das Europäische Parlament fordert 

eine bessere Fremdsprachenausbil- 
dung an Europas Schulen. Damit 
nahm das Plenum einen Bericht von 
Christopher Beazley (Großbritanni- 
en) an, der auch fordert, dass Schüle- 
rinnen und Schüler bereits in der 
Grundschule mindestens zwei Fremd- 
sprachen lernen. Neben einer erwei- 
terten Sprachkompetenz fordert die 
Entschließung, Schulkinder müssten 
besser über die Geschichte und das 
kulturelle Erbe Europas sowie die In- 
stitutionen und Arbeitsweise der Eu- 
ropäischen Union unterrichtet wer- 
den. Diese Elemente könnten die na- 
tionalen Lehrpläne ergänzen, aber 
nicht ersetzen. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl. eu.int 
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